Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3347 


Der Bundesminister 

für Arbeit und Sozialordnung Bonn, den 10. Oktober 1968 

IV a 4 - 1845/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Beseitigung von Defiziten in der Arbeiterrenten- 
versicherung und der gesetzlichen Krankenversicherung 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
- Drucksache V/3234 - 


1. Sind Pressemitteilungen zutreffend, wonach die Bundesregierung 
beabsichtigen soll, noch in dieser Wahlperiode einen Gesetzent- 
wurf zur Lohnfortzahlung für arbeitsunfähig erkrankte Arbeiter 
einzubringen, um mit den hierdurch zusätzlich eingehenden Bei- 
trägen die Arbeiterrentenversicherung und die gesetzlichen 
Krankenkassen zu entlasten? 

2. Welche zusätzlichen Einnahmen würden in den Jahren 1969 bis 
1972 bei einer Weitergewährung des Bruttolohnes oder entspre- 
chender Leistungen an Arbeiter im Krankheitsfalle für eine 
Dauer bis zu 6 Wochen 

a) bei den Rentenversicherungen (gegliedert nach Trägern), 

b) bei den Krankenkassen (gegliedert nach Trägem) 
entstehen? 

3. In welcher Höhe würden in den Jahren 1969 bis 1972 damit 
automatisch 

a) Beiträge zur Arbeitslosenversicherung, 

b) Lohnsteuern 
zusätzlich anfallen? 

4. Mit welchen zusätzlichen Gesamtkosten müßte bei einer ent- 
sprechenden Änderung der Lohnfortzahlung in den Jahren 1969 
bis 1972 gerechnet werden und welche Konsequenzen wären dar- 
aus im Hinblick auf das Preisgefüge insbesondere im lohninten- 
siven Bereich zu erwarten? 

5. In welchem Umfang würde dadurch der Jahreslohnsteuer aus- 
gleich an Arbeiter gekürzt? 

6. Beabsichtigt die Bundesregierung eine Neuregelung der Lohn- 
fortzahlung an kranke Arbeiter nur im Zusammenhang mit 
Defizitproblemen in der gesetzlichen Sozialversicherung oder in 
direkter Verbindung mit einer Reform der gesetzlichen Kranken- 
versicherung? 

7. Beabsichtigt die Bundesregierung in dieser Wahlperiode noch 
einen Gesetzentwurf einzubringen, um 

a) die Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung zu erhöhen, oder an einen Index zu koppeln, 
und wenn ja, bis zu weldiem Betrag oder nach welchen Maß- 
stäben und mit welchen zusätzlichen Einnahmeerwartungen 
für die Jahre 1969 bis 1972 bei den Betriebs-, Ersatz-, 
Innungs-, Land- und Ortskrankenkassen, 
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b) die Beitragssätze in der gesetzlichen Rentenversicherung der 
Arbeiter über die Steigerungen des Finanzänderungsgesetzes 
hinaus zusätzlich zu erhöhen, und wenn ja, mit welchen finan- 
ziellen Konsequenzen für die Versicherungsträger und den 
Bund von 1969 bis 1972, 

c) eine generelle Erhöhung der Beitragssätze- über - ll,'/o des 
beitragspflichtigen Entgelts durch die Krankenkassen zuzu- 
lassen, und wenn ja, bis zu welchem neuen Höchstsatz? 

8. Auf welchen sonstigen Wegen ist von Seiten der Bundesregie- 
rung geplant, die Voraussetzungen für ausgeglichene Haushalte 
in der gesetzlichen Sozialversicherung in Zukunft zu schaffen? 


Im Namen der Bundesregierung beantworte ich im Einverneh- 
men mit den Herren Bundesministern der Finanzen und für 
Wirtschaft die vorbezeichnete Kleine Anfrage wie folgt: 

Die Bundesregierung hat über die Frage einer Lohnfortzahlung 
für die rd. 1 1 Millionen Arbeiter und damit ihrer Gleichstellung 
mit den Angestellten im Krankheitsfalle noch nicht entschieden. 
Sie hat die Einsetzung eines Kabinettausschusses für Sozial- 
budget und soziale Strukturfragen beschlossen. Grundlage für 
die Überlegungen des Kabinettausschusses wird ein Sozial- 
budget sein, das sich im Rahmen der mittelfristigen Wirtschafts- 
projektion der Bundesregierung hält. Das Sozialbudget soll eine 
zusammenfassende Übersicht über die Sozialleistungen geben. 
Der Kabinettausschuß ist gehalten, über die soziale Alters- 
sicherung hinaus auch die anderen Bereiche der sozialen Siche- 
rung in seine Überlegungen einzubeziehen. Der Ausschuß wird 
sich in diesem Zusammenhang auch mit dem Problem einer 
Krankenversicherungsreform und einer Lohnfortzahlung für 
kranke Arbeiter befassen. Vor Abschluß der Beratungen ist es 
mir nicht möglich, auf die detaillierten Fragen zu antworten. 

Was die für die Jahre 1969 bis 1972 gewünschten Zahlenan- 
gaben betrifft, ist darauf hinzuweisen, daß die Fragen der Lohn- 
fortzahlung für kranke Arbeiter zwar sowohl im Zusammen- 
hang mit der Arbeiterrentenversicherung als auch mit der gesetz- 
lichen Krankenversicherung zu sehen sind. Darüber hinaus muß 
aber die Lohnfortzahlung auch in Verbindung mit der Einkom- 
menspolitik und der Einkommensverteilung gesehen werden. 


Hans Katzer 
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